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§ 1: Diskussionsstand und Untersuchungsmethode 

Der Einfluß der Grundrechte auf das Zivilrecht gehört seit dem In-
krafttreten  des Grundgesetzes zu den umstrittensten Problemen der 
modernen Ziv i l - und Staatsrechtsdogmatik. Dabei bildeten lange Zeit 
das Vermögens- und das Arbeitsrecht den eindeutigen Schwerpunkt 
der Diskussion1. Erst in neuerer Zeit ist auch die Auswirkung der 
Grundrechte auf das Familienrecht ins Blickfeld gerückt2. 

A. Der Stand der allgemeinen Diskussion 

Die Stellungnahmen des Schrifttums lassen sich im wesentlichen 
in vier Gruppen aufgliedern: 

I . Die Normenkollisionsthese 

Die erste Gruppe3 behauptet einen Normkonflikt  zwischen den Grund-
rechten des Kindes und den Vorschriften  über die elterliche Gewalt. 

Sie argumentiert, der Grundrechtsgeber habe es versäumt, neben 
dem „Haben" von Grundrechten, der Grundrechtsfähigkeit,  auch die 
Befugnis zur Grundrechtsausübung, die Grundrechtsmündigkeit,  zu 
regeln4. Die privatrechtliche Regelung der Mündigkeit, insbesondere 
die der Geschäftsfähigkeit  nach den §§ 104 ff.  BGB sei ein gesetzlicher 
Kompromiß zwischen den Kindesrechten und den rechtlichen An-

1 Vgl. statt vieler: BVerfGE 7/198 ff.;  BGHZ 30/10 ff.; B A G 2/221; 4/22 (25); 
AP Nr. 28 zu Ar t . 3 GG; Leisner,  Grundrechte und Privatrecht; Nipperdey 
in BNS IV, 2, S. 747 mi t weit. Nachweisen. 

2 Bosch, Grundsatzfragen  des Beweisrechts, S. 42 ff.;  Dölle,  Familienrecht I I , 
§ 91 I 2; Donau in : v. Staudinger-Donau, § 1626, Rdnr. 81 ff.;  Dürig  in : Maunz-
Dürig, Ar t . 19 GG Abs. 3, Rdnr. 20 ff.;  Gernhuber,  FamRZ 1962, S.89ff.  (92); 
derselbe,  Lehrbuch des Familienrechts, §7 I 3, 4; Eisser,  Eranion für Mar i -
dakis I I , S. 193—223 (insbes. S. 214 ff.);  Hildegard  Krüger,  FamRZ 1956, S. 329 
bis 335; dieselbe  in : Gleichberechtigungsgesetz E 283 ff.;  Kuhn,  Grundrechte 
und Minder jähr igkei t (vor al lem S. 24—124); Leuschner,  Das Recht der 
Schülerzeitung, S. 73—78; Perschel,  RdJ 1963, S. 33 ff.;  derselbe  in : Meinungs-
freiheit  des Schülers, S. 80—88; Peters  in BNS IV, 1, S. 393—397;· Scheffler 
i n BNS IV, 1, S. 287; Stree,  Deliktsfolgen und Grundgesetz, S, 197—200; 
Woltereck,  AuR 1965, S. 193 ff. 

3 Hildegard  Krüger,  Perschel,  Woltereck,  aaO. 
4 Hildegard  Krüger,  FamRZ 1956, S. 330. 

2* 
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Sprüchen der elterlichen Gewalt5. Entsprechend soll sich die Grund-
recTiismündigkeit aus einer Abwägung der Kindesgrundrechte gegen 
das Elternrecht ergeben6. 

Bei dieser Abwägung geht man davon aus, daß die Grundrechte 
nicht nur gegenüber dem Staat, sondern auch gegenüber Privatpersonen 
gelten7. Das Kindesgrundrecht w i rk t also unmittelbar  gegenüber den 
Eltern, das Elternrecht ebenso unmittelbar gegenüber den Kindern. 
Infolgedessen vollzieht sich der Ausgleich des Widerstreits im Prinzip 
direkt auf der Verfassungsebene. Erst bei der Frage nach den Ergeb-
nissen  der Abwägung gehen die Auffassungen  auseinander. 

1. Die Lösung Hildegard Krügers 

Hildegard Krüger schlägt eine differenzierende  Lösung vor. Einmal 
knüpft sie an eine Reihe unterverfassungsrechtlicher  Vorschriften  an, 
die die Mündigkeit in Teilbereichen gegenüber der normalen Vol l -
jährigkeitsgrenze von 21 Jahren vorverlegen, z. B. §§ 5 RKEG, 6 Abs. 3 
RuStG, 2 NÄG8 . In ihnen erblickt sie gesetzgeberisch konkretisierte 
Ergebnisse der Güterabwägung zwischen Kindesgrundrechten und 
Elternrecht, da sie sämtlich auf die Verfassung, mindestens auf Ar t . 2 
Abs. 1 GG, bezogen seien9. Ferner klammert sie die außerfamiliären 
Pflichtverhältnisse des Jugendlichen, wie Wehrpflicht,  Schulpflicht u. ä. 
aus der elterlichen Gewalt aus10. Den Eltern soll verboten sein, die 
Kinder an Beschwerden über ihren militärischen Dienst zu hindern oder 
ihnen die Stellungnahme in einem Besinnungsaufsatz vorzuschreiben. 
I m übrigen soll eine auf den Einzelfall  zugeschnittene Abwägung des 
Grundrechts des Jugendlichen mit dem Elternrecht stattfinden 11»12. 

2. Die Lösung Perschels 

Perschel wendet sich gegen die Bezugnahme auf unterverfassungs-
rechtliche Normen. Die Verfassung als höherrangiges Recht liefere 

s Hildegard  Krüger,  FamRZ 1956, S. 330/331. 
6 Hildegard  Krüger,  FamRZ 1956, S. 330; Woltereck,  AuR 1965, S. 193 ff. 
7 Hildegard  Krüger,  FamRZ 1956, S. 329—330. 
s i n FamRZ 1956, S. 330/331; Gleichberechtigungsgesetz E 283. 
9 Gleichberechtigungsgesetz E 284. 
1 0 Eine Begründung für diese Ansicht gibt Hildegard  Krüger  nicht. Sie 

zählt nur Beispiele auf, i n denen aber m. E. nicht der Selbstbestimmungs-
anspruch des Jugendlichen, sondern der Zweck  des Verhältnisses die elter-
liche Bevormundung verbietet. 

h FamRZ 1956, S. 333—335. 
1 2 Dagegen taucht die eingangs der Untersuchung erwähnte Rechtsfigur 

des besonderen Gewaltverhältnisses in den Lösungsmodalitäten nicht wieder 
auf. Dem liegt offenbar  der — richtige — Gedanke zugrunde, daß das be-
sondere Gewaltverhältnis seinen rechtlichen Inhal t eben aus einer sach-
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den Maßstab für die Vorschriften  des einfachen Gesetzes, nicht umge-
kehrt das einfache Gesetz denjenigen für die Verfassung 13. Ebenso be-
streitet Perschel die Möglichkeit vorzeitiger Emanzipation des Jugend-
lichen durch den Eintr i t t in einen besonderen Pflichtenkreis.  In diesem 
sei im allgemeinen die Grundrechtsgeltung sogar abgeschwächt; es 
herrsche also gerade nicht größere Freiheit als sonst14. Als einzige 
Lösungsmöglichkeit erkennt er die Güterabwägung im Einzelfall an. 
I n ihrem Rahmen empfiehlt er insbesondere, nach den Folgen der 
Grundrechtsausübung zu unterscheiden: Wo schwerwiegende Ent-
schlüsse gefaßt werden müßten, seien die Eltern im besonderen Maße 
zur Fürsorge für das K ind berufen; demgemäß dürfe ihre grund-
sätzliche Zuständigkeit zur Ausübung der Rechte des unmündigen 
Kindes nicht beschnitten werden15. Dagegen sei dem Jugendlichen 
Selbständigkeit zuzubilligen, wenn und soweit er das Grundrecht 
risikolos ausüben könne, wie ζ. B. das Petitionsrecht nach Art . 17 GG16 . 
Außerdem soll eine Rolle spielen, ob der grundrechtliche Anspruch 
sich gegen den Staat und Dri t te oder gegen die Eltern selbst richtet. 
Im ersten Falle hält Perschel Selbständigkeit des Jugendlichen eher 
für möglich als im zweiten17. 

3. Die Lösung Wolterecks 

Woltereck findet die Lösung in der verfassungsrechtlichen  Rezeption 
der §§ 106 ff.  BGB, die „eine ausgewogene und zudem erprobte Kom-
promißlösung vergleichbarer Konfliktslagen" darstellten18. Ausnahms-
weise — wie bei Art . 17 GG — soll eine frühere  Eigenzuständigkeit des 
Grundrechtsträgers  begründet sein19. 

I I . Die Wertekollisionsthese 

Die überwiegende Auffassung 20 stimmt mit der ersten Gruppe zwar 
insofern überein, als auch sie in der Mündigkeit die gesetzliche Be-

gerechten Abst immung der beteil igten Werte empfängt, also nicht formal 
den absoluten Vorrang des i n i hm verfolgten Zwecks vor anderen Interessen 
beanspruchen kann. 

1 3 RdJ 1963, S. 33/34; Meinungsfreiheit  des Schülers, S. 82/84; ebenso 
Woltereck,  AuR 1965, S. 194. 

14 RdJ 1963, S. 34. 
iß RdJ 1963, S. 36; Meinungsfreiheit  des Schülers, S. 87. 
16 RdJ 1963, S. 37; ebenso Peters,  BNS IV, 1, S. 395; Hatsehek,  Deutsches u. 

Preuß. Staatsrecht I, S. 248; a. A. Mattern  in BNS I I , S. 630; v.  Mangoldt-Klein, 
Vorbem. Β XV, 2 c. 

17 RdJ 1963, S. 37. 
is AuR 1965, S. 197. 
19 AuR 1965, S. 197. 
20 Peters,  Dürig,  Kuhn,  Leuschner  aaO. 


